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Positionen der Naturschutzverbände
zur Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes

Helmut RÖSCHEISEN

1 Warum das Bundesnaturschutzgesetz 
vordringlich novelliert werden muß

Die schwerwiegenden, sich ständig beschleuni­
genden Beeinträchtigungen der natürlichen Umwelt 
werden insbesondere hervorgerufen durch

• intensivierte Flächennutzung (Entwässerung, 
Düngung, Pestizideinträge),

• anhaltenden Flächenverbrauch (Versiegelung, 
Zerschneidung),

• Vernichtung oder Gefährdung vieler heimischer 
Tier- und Pflanzenarten,

die Verringerung des Erholungs- und Erlebnis wertes 
der Landschaft durch Zersiedlung, Zerschneidung 
und Emissionen.
Die Veränderungen des Naturhaushaltes sind um so 
besorgniserregender, da

• ausgestorbene Tier- und Pflanzenarten unwie­
derbringlich verloren sind;

• zerstörte Lebensräume in ihrer natürlichen Ei­
genart nicht mehr oder nur unter hohem Auf­
wand und in großen Zeiträumen wiederher­
gestellt werden können und sich zumeist nicht 
selbst regenerieren, beeinträchtigte Ökosysteme 
zum überwiegenden Teil sehr lange Zeiträume 
von Jahrhunderten oder gar Jahrtausenden zu 
ihrer Regeneration benötigen;

die mittel- bis langfristigen nachteiligen Aus­
wirkungen dieser Änderungen auf den Natur­
haushalt und den Menschen immer noch ignoriert 
werden, obwohl das Waldsterben, die Belastung von 
Nord- und Ostsee, anderer Gewässer und von Böden 
sowie die Veränderungen der Ozonschicht und des 
Klimas deutliche Warnzeichen sind.

Das Bundesnaturschutzgesetz hat den fortlaufenden 
Verlust an Arten und Lebensräumen nicht aufhalten 
können. Insbesondere wegen langer Verfahrens­
dauer und intensiver Vorarbeiten von behördlichen 
Unterschutzstellungsmaßnahmen können selbst 
wertvolle Lebensräume von Tier- und Pflanzenarten 
nicht vor Zerstörungen bewahrt werden.

2 Forderungen der Naturschutzverbände

2.1 Ziele und Grundsätze

Im Bundesnaturschutzgesetz muß als Leitbild eine 
konkrete Zielbestimmung im Sinne eines anzu­
strebenden Soll-Zustandes von Natur und Land­

schaft festgeschrieben werden. Der "Schutz der Na­
tur um ihrer selbst willen" ist im Gesetz zu verankern 
und gleichwertig neben die anthropozentrische Er­
haltung der Lebensgrundlagen für nachhaltige Nut­
zungen und für die Sicherung der Lebensqualität zu 
stellen.
Die deutschen Naturschutzverbände fordern sowohl 
die Streichung der Landwirtschaftsklausel als auch 
der Abwägungsklausel. Da eine gerechte Abwägung 
aller öffentlichen und privaten Belange ein ver­
fassungsrechtliches Prinzip ist, dem die Verwaltung 
ohnehin verpflichtet ist, stellt der § 1 Abs. 2 
BNatSchG ein besonders hervorgehobenes Ab­
wägungsgebot dar, das den Naturschutz als unter­
geordneten Belang deklassiert. Diese Einschrän­
kung ist nicht länger hinzunehmen.
Standards und Eckwerte für Naturschutzziele und 
-aufgaben sind vorzugeben, damit eine Erfolgs­
kontrolle möglich ist.
Dazu gehören u.a.

die Berücksichtigung von Naturschutz auf der 
Gesamtfläche,
die Festlegung von 10-15% Flächenanteil für 
strenge Schutzgebiete nach dem BNatSchG, die 
Vorgaben für Biotop Verbundsysteme 
die Stärkung des Naturschutzes im besiedelten 
Bereich,
die Minimierung des Landschaftsverbrauchs, 
die Erstellung von Biotoptypenlisten mit Verän­
derungsverbot,
die Sicherung von Lebensräumen bestands­
bedrohter Arten,
die unmittelbare gesetzliche vorläufige Siche­
rung der verbliebenen natumahen Substanz .

Eine Jedermannspflicht zum Schutz von Natur und 
Landschaft, wie sie in einigen Landesgesetzen be­
reits besteht, ist auf Bundesebene einzuführen. 
Grundflächen der öffentlichen Hand, die als "ökolo­
gisch wertvoll" einzustufen sind, sollten grundsätz­
lich Naturschutzzwecken Vorbehalten werden.

2.2 Neuregelung des Verhältnisses
von Naturschutz und Landnutzung

Die Streichung der Landwirtschaftsklauseln in § 1 
Abs. 3, § 8 Abs. 7 und § 20 f Abs.3 ist zwingend 
erforderlich. Damit entfällt auch die Einschränkung 
des Naturschutzes in § 15 Abs. 2, die nicht durch 
eine Ersatzregelung neu eingeführt werden darf. In 
gleicher Weise ist die Unberührbarkeitsklausel für
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Vorschriften des Pflanzenschutz-, Forst-, Jagd- und 
Fischereirechts in § 20 Abs. 2 zu streichen. Statt 
dessen sind die Anforderungen an eine natur­
schutzverträgliche Land-, Forst-, Fischerei- und 
Tourismuswirtschaft einschließlich der Jagd und 
Sportfischerei durch Aufstellung entsprechender 
Betreiberpflichten oder zumindest von Bewirt­
schaftungsgrundsätzen (-richtlinien) festzulegen. 
Über Betreiberpflichten wird im Sinne eines "sus- 
tainable use" festgelegt, wie die Landnutzung be­
schaffen sein muß, damit die natürlichen Ressour­
cen dauerhaft gesichert werden.
Ein Erschwemisausgleich sollte dann gewährt wer­
den, wenn aus naturschutzrechtlicher Begründung 
heraus Anforderungen an die Landnutzer gestellt 
werden, die über die neudefinierten Betreiberpflich­
ten hinausgehen.
Neben den bestehenden Gemeinschaftsaufgaben ist 
eine "Gemeinschaftsaufgabe Naturschutz" neu zu 
schaffen.
Die Landschaftsplanung im Bundesnaturschutz­
gesetz ist veraltet. Die Neuregelung muß eine Gleich­
berechtigung der Landschaftsplanung mit anderen 
Raumansprüchen und Planungen hersteilen. Vorzu­
sehen sind eine eigenständige, dreistufige, flächen­
deckende Landschaftsplanung als Vorgabe für alle 
Raumplanungen sowie verbindliche Vorgaben für 
Fachplanungen und für die Umweltverträglichkeit­
sprüfung (UVP). Die Gemeinden müssen ohne Ein­
schränkung zur Aufstellung von Landschaftsplänen 
für die Bauleitplanung verpflichtet werden.
Die Bundesregierung ist zu verpflichten, ein Bun­
deslandschaftsprogramm aufzustellen, das die Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege in den 
räumlichen Grundzügen darstellt. Regelmäßig (alle 
4 Jahre) erscheinende Berichte (Landschaftsberich­
te) sollen Aufschluß über den Stand von Naturschutz 
und Landschaftspflege geben und über den Vollzug 
dieses Programms informieren.

2.3 Zur Verbesserung 
der Eingriffsregelung

Eine neue Definition muß den Eingriff als "Ein­
wirkungen auf Grundflächen" beschreiben. So wird 
die notwendige Einbeziehung negativer stofflicher 
Einflüsse auf Ökosysteme gewährleistet. Die derzeit 
eingeschränkte Zielbestimmung "Erhaltung der Lei­
stungsfähigkeit" des Naturhaushaltes muß durch die 
Zielbestimmung "Erhaltung der Funktionsfähig­
keit" ersetzt werden. Hiermit wird auch das zwin­
gend notwendige Vorsorge- und Vorbeugeprinzip 
eingebracht.
Eingriffe sind grundsätzlich einer Genehmigungs­
pflicht zu unterziehen.
Für die notwendigen Verwaltungsentscheidungen 
im Zusammenhang mit Eingriffen in Natur und 
Landschaft ist zwingend das Einvernehmen der ent­
scheidenden Fachverwaltung mit der Naturschutz­
behörde gleicher Verwaltungsstufe vorzuschrei­
ben. Die derzeit praktizierte Benehmensregelung ist 
nicht länger hinnehmbar, da sie für eine Vielzahl

krasser Fehlentscheidungen und Verfahrensverstöße 
der Vergangenheit verantwortlich ist.
Die Vermeidung von Eingriffen muß strikter Leit­
satz der Planung sein. Für alle Eingriffe - auch die 
Vorbereitung von Eingriffen im Rahmen der Bau­
leitplanung - ist eine Abwägung zwischen Natur­
schutz- und anderen Belangen hinsichtlich der Ver­
meidbarkeit, Ausgleichsfähigkeit und Ausgleich- 
barkeit verbindlich einzuführen.
Ausgleichsmaßnahmen müssen zeitlich und örtlich 
an den Eingriff gebunden sein. Sie können aber auch 
bereits am Ort des Eingriffs für diesen vorbereitend 
zeitlich vorgezogen werden, um für Tier- und Pflan­
zenpopulationen, die vom Eingriff beeinträchtigt 
werden, rechtzeitig einen Ausgleichslebensraum zur 
Verfügung zu stellen.
Ersatzmaßnahmen kommen erst dann in Betracht, 
wenn die vom Eingriff betroffenen Werte und Funk­
tionen des Naturhaushaltes nicht gleichartig in zeit­
licher und räumlicher Nähe wiederhergestellt wer­
den können. Unter diesen Umständen ist eine wert­
gleiche Ersatzmaßnahme durchzuführen.
Das Bundesnaturschutzgesetz kann den Ländern er­
möglichen, eine subsidiäre Abgabe einzuführen. An 
eine Abgabe sind strenge fachliche Voraussetzungen 
zu knüpfen, damit sie nicht alternativ anstelle von 
Ausgleich oder Ersatz in der Landschaft erhoben 
wird. Die Abgabe darf nur Eingriffe erfassen, bei 
denen sowohl Ausgleich, wie auch Ersatz nach der 
Art des Eingriffs unmöglich sind (Abgabe anstelle 
von Sofortmaßnahmen), oder Ausgleich bzw. Ersatz 
erst zeitlich versetzt greifen, d.h. wenn trotz Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen erhebliche Beein­
trächtigungen verbleiben (Restbeeinträchtigungs­
abgabe).
Der Ertrag einer Abgabe ist ausschließlich für 
Maßnahmen einzusetzen, die dem erforderlichen 
Ausgleich für den betreffenden Eingriff entsprechen 
und in sachlichem und räumlichem Bezug zum be­
troffenen Eingriffsraum stehen.
Die Eingriffsregelung ist in der Bauleitplanung in 
gleichem Maße anzuwenden, wie dies bei anderen 
Vorhaben der Fall ist. Die Begünstigungen des § 8b 
Abs.l Bundesnaturschutzgesetz, die es den Bun­
desländern erlauben, bis zum 30. April 1998 auf die 
Verursacherhaftung in der Bauleitplanung zu ver­
zichten, sind zu streichen.

Es ist gesetzlich klarzustellen, daß die Pflicht zur 
Durchführung der Eingriffsregelung im Bauleit­
planverfahren einen Planungsleitsatz darstellt. Die 
Abwägungsvorschrift des § 8 Abs. 3 Bundesna­
turschutzgesetz ist auch für die Bauleitplanung zu 
übernehmen. Schließlich sind Verfahrenshemm­
nisse zu beseitigen, indem die Kostenumlegung für 
Verursacher zukünftiger Eingriffe im Rahmen eines 
Bebauungsplanes parallel zum Erschließungsbei­
tragsrecht geregelt wird. D.h. die Gemeinde führt die 
für die Erschließung notwendigen Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen durch und legt die Kosten an­
schließend wie die Beiträge für einen gemeindlichen
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Straßenbau unter Abzug eines geringen Eigenanteils 
auf die Anwohner bzw. Grundstückseigner um.

2.4 Biotop- und Ökosystemschutz

Die Schut^bestimmungen über Veränderungsver­
bote in Naturschutzgebieten sind nach neuen Er­
kenntnissen zu verbessern. Veränderungen in den 
Schutzgebieten sind nur zuzulassen, wenn sie mit 
dem Erhaltungsziel des Gebietes übereinstimmen. 
Alle Maßnahmen, die in den Schutzgebieten vorge­
nommen werden oder in diese hineinwirken können, 
sind auf ihre Verträglichkeit mit dem Erhaltungsziel 
des Schutzgebietes zu untersuchen. Bei Unverträg­
lichkeit sind die Maßnahmen abzulehnen. Diese 
Vorschriften sind nach EU-Recht sowohl auf die 
zukünftig nach der FFH-Richtlinie auszuweisenden 
Schutzgebiete, wie auch auf bereits bestehende Ge­
biete der EG-Vogelschutzrichtlinie anzuwenden.
Es fehlt in der nationalen Gesetzgebung derzeit noch 
ein Großraumschutz für Großökosysteme bzw. Na­
turräume, um die allgemein als notwendig erkannte 
Abkehr vom kleinflächigen und engräumigen Re­
servatsdenken (das auch noch für die Kategorie des 
Biotopverbundes gegeben ist) zum großflächig inte­
grierten Gebietsschutz zu vollziehen. 
Biosphärenparke sind als einheitlich zu schützende 
und einheitlich zu verwaltende großflächige Schutz­
gebiete im Gesetz zu verankern. Sie sollen insbe­
sondere zur Entwicklung umweltverträglicher Land­
nutzungsmethoden und der Vermarktung der er­
zeugten Produkte, zur Förderung eines umweit- und 
naturverträglichen Verhaltens durch Erziehung, Bil­
dung und Öffentlichkeitsarbeit sowie als Bei­
spielflächen für die langfristige Umweltbeobach­
tung dienen.
Mit Entwicklung und Schutz von Biosphärenparken 
sollen Modellregionen für umweltverträgliche Wirt­
schaftsformen unter besonderer Berücksichtigung 
ihrer historisch gewachsenen Arten- und Bio­
topvielfalt erhalten oder wiederhergestellt werden. 
Eine Erweiterung des Biotoptypen-Katalogs des § 
20 c Bundesnaturschutzgesetz ist dringend erforder­
lich. Die Unterschutzstellung muß bundesgesetzlich 
erfolgen. Der Regelungsbereich von § 4 BNatSchG 
(unmittelbare Wirkung) ist um § 20 c zu erweitern.

Der Habitatschutz für gefährdete Arten ist gleich­
rangig wie der bereits bestehende Biotoptypen­
schutz unmittelbar durch konkrete Regelung im 
Bundesnaturschutzgesetz selbst auszugestalten. 
Für bundesweit gefährdete Arten sind auch bundes­
einheitliche Regelungen erforderlich. In die Re­
gelung sind aus Gründen eines ökologisch wie recht­
lich einheitlichen Schutzes auch dem Jagd- und 
Fischereirecht unterliegende gefährdete Arten ein­
zubeziehen. Besonders im Zusammenhang mit Ar­
tenschutzprogrammen ist es erforderlich, für be­
stimmte Lebensräume die Möglichkeit zeitlich be­
fristeter Schutzmaßnahmen (z.B. Horstschutz, 
Schutz von Balzplätzen) einzuführen. In dem ent­
sprechenden Zeitraum sollen dann strenge Schutz­

anforderungen (im Sinne von Naturschutzgebieten) 
gelten. Dies ist insbesondere für solche Arten erfor­
derlich, zu deren Schutz sich die Bundesregierung 
durch internationale Naturschutzübereinkommen 
verpflichtet hat bzw. für die ein Gebietsschutz in der 
EG-Vogelschutzrichtlinie und FFH-Richtlinie vor­
gesehen ist.

2.5 Verbesserung des Artenschutzes

Das derzeitige Verbotslisten-System für den Arten­
schutz mit dem Ausschluß von über 90% des Arten­
bestandes muß auf ein System von "Erlaubnislisten" 
("Positivlisten") umgestellt werden. In solchen Er­
laubnislisten - wie sie bei uns im Jagd- und Fische­
reirecht seit Jahrzehnten und auf internationaler 
Ebene seit über einem Jahrzehnt in der EG-Vogel­
schutzrichtlinie üblich und vollauf bewährt sind - 
sind die Arten aufzulisten, die ohne Bestandsgefähr­
dung und tierschutzrechtliche Bedenken einem Zu­
griff des Menschen (Haltung, Sammeln, Nutzung 
usw.) unterliegen können. Eine solche Umstellung 
auf begrenzte Erlaubnislisten würde nicht nur dem 
besseren Schutz der Tier- und Pflanzenwelt im Sinne 
einer umfassenden Vorbeugung dienen, sondern 
auch die Anwendung des Artenschutzrechts sehr 
erheblich vereinfachen und effektiver gestalten. Für 
den internationalen Artenschutz gibt zwar die EU 
den rechtlichen Rahmen vor, doch die Bundesregie­
rung muß hier über den europaweit gesetzten Min­
destrahmen hinausgehen.

2.6 Naturverträgliche Erholungsvorsorge

In den Grundsätzen des Naturschutzes (§ 2) ist der 
Begriff "naturverträgliche Erholung" zu definieren 
und darzustellen, wie eine naturverträgliche Er­
holung mit den grundsätzlichen Zielen des Natur­
schutzes vereinbar ist.

2.7 Erweiterung der Verbandsmitwirkung

Eine Erweiterung der Mitwirkungsmöglichkeiten 
der Verbände ist ebenso erforderlich wie Verbesse­
rungen im Anerkennungsverfahren.
Erweiterungen sind notwendig für alle Fälle der
• Vorbereitung der Landschaftsplanung auf allen 

Verwaltungsstufen,
• Aufstellung von Flächennutzungs- und Bebau­

ungsplänen,
• Erteilung einer Genehmigung oder Erlaubnis in 

Verbindung mit der Eingriffsregelung nach § 8 
BNatSchG,

• bergrechtlichen Betriebsplanungsverfahren, die 
mit Eingriffen in Natur und Landschaft nach § 8 
verbunden sind,

• Beteiligung an der Erarbeitung von Richtlinien, 
Planungen usw. der Bundesregierung, der EU 
sowie bei der Vorbereitung internationaler Über­
einkommen zum Naturschutz und zur Land­
schaftspflege,

• Vorbereitung von Verordnungen und anderer im 
Rang unter dem Gesetz stehenden Rechts-

71

©Bayerische Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege (ANL)



Vorschriften für geschützte Landschaftsteile 
("Vierter Abschnitt" BNatSchG) und besonders 
geschützte Arten ("Fünfter Abschnitt" BNatSchG) 
auch durch andere als die für den Naturschutz 
zuständigen Behörden,

Anlagen, die nach dem Gentechnikgesetz geregelt 
werden.

Eine Schwerpunktverlagerung der Anerkennungs­
kriterien auf die konkreten Aktivitäten von Verbän­
den im Naturschutz ist notwendig. Dieses muß be­
deuten, daß z.B. die Anforderungskriterien in stär­
kerem Maße auf die Naturschutzarbeit zu beziehen 
und so zu konkretisieren sind, daß das Ziel der An­
erkennung von "wirklichen" Naturschutzverbänden 
erreicht und eine sachgerechte Überprüfung dieser 
Kriterien in regelmäßigen Zeitabständen möglich 
wird. Weitere Voraussetzungen für die Anerken­
nung müssen sein, daß ein Verein überwiegend Ziele 
und Aufgaben des Naturschutzes sowohl der Sat­
zung nach als auch in der Praxis jeweils unmittelbar 
verfolgt.

3 Novellierung von Bundesgesetzen 
außerhalb des Naturschutzrechts

Die deutschen Naturschutzverbände schlagen hier­
für insbesondere die folgend aufgeführten Gesetze
vor:

• Gesetz zur Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes: (1) Einbeziehung von Auf­
lagen des Naturschutzes in die Beurteilungs- und 
Förderkriterien (2) Verbot der Förderung von 
neuen Entwässerungs- und anderen wasserwirt­
schaftlichen Maßnahmen sowie des landwirt­
schaftlichen Wegebaus. (3) Einbeziehung (oder 
Mitwirkung) der Naturschutzbehörden und Na­
turschutzverbände in die Gremien zur Durchset­
zung der Gemeinschaftsaufgabe.

• Bundeswasserstraßengesetz: (1) Änderung der 
Verordnungsermächtigung zur Befahrensrege­
lung von Schutzgebieten in Bundeswasser­
straßen. (2) Regelungen innerhalb von Bundes­
wasserstraßen, die gleichzeitig Schutzgebiete 
sind (z.B. das Wattenmeer), sind nur ein ver­
nehmlich mit dem Naturschutz zu treffen.

• Luftverkehrsgesetz: Bei der Erteilung von Start- 
und Landegenehmigungen ist das Einverneh­
men der Naturschutzbehörden einzuholen,

• Telegraphenwegegesetz: Abbau der Privilegie­
rungen gegenüber Naturschutz und Landschafts­
pflege.

• Bundesjagdgesetz: (1) Streichung von § 2 Abs. 
2 BJG als nicht vertretbare und begründbare, 
absolute Vörrangregelung des Jagdrechts gegen­
über dem Naturschutzrecht. (2) Reduzierung des 
Kataloges jagdbarer Tierarten um die Arten, die 
in der Bundesjagdzeitenverordnung oder in der 
Mehrzahl der Länderverordnungen keine Jagd­
zeit haben, auf jeden Fall um die Vogelarten, für 
die in der EG-Vögeischutzrichtlinie für Deutsch­

land keine Jagdzeiten vorgesehen sind sowie 
z.B. auch Luchs, Birkhuhn und Fischotter.

• Bundesberggesetz: Streichung der Vörrangklau- 
seln für den Bergbau.

• Bundeswaldgesetz: (1) Aufnahme von Geneh­
migungsverfahren für den Waldwegebau, die Er­
weiterung von Waldwegen, die Aufforstung oder 
andere Formen der Beseitigung von Waldwie­
sen. (2) Relativierung des Bewirtschaftungsge­
botes unter Berücksichtigung ökologischer 
Gründe. (3) Natürliche Sukzessionen sind als 
Methoden der Wiederbewaldung und Naturver­
jüngung vorzuschreiben.

• Pflanzenschutzgesetz: Beschränkung der Pflan­
zenschutzmittel-Anwendung im Erwerbsgarten­
bau und in Kleingärten.

• Gentechnikgesetz: Intensivere Berücksichti­
gung des Naturschutzes bei Freisetzung von gen­
technisch veränderten Organismen.

• Wasserhaushaltsgesetz: (1) Zum Schutz und zur 
Wiederherstellung besonders gefährdeter Fließ­
gewässerökosysteme sind bundeseinheitlich Ge­
wässerrandstreifen freizuhalten. Ihre Nutzung 
darf nur unter bestimmten Einschränkungen er­
folgen. (2) Für die Unterhaltung von Fließgewäs- 
sem ist eine Abstimmung mit der Naturschutz­
verwaltung erforderlich.

• Gesetz zur Errichtung einer Stiftung "Deutsche 
Bundesstiftung Umwelt": Ergänzung der Aufga­
benbeschreibung um (1) Berücksichtigung ins­
besondere auch von Projekten des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege, (2) zusätzlich auch 
Berücksichtigung von Projekten naturverträgli­
cher Landnutzung, (3) Einbeziehung internatio­
naler Kooperationsprojekte, insbesondere in den 
Entwicklungländem.

• Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz: Konse­
quente Anwendung des Gesetzes, Abschwä­
chungen sind nicht hinnehmbar.

• Energiewirtschaftsgesetz: Einführung eines Zu­
lassungsverfahrens.

Schlußfolgerungen
für die Arbeit der Naturschutzverbände
Der Naturschutz hat es bisher im Gegensatz zum
Umweltschutz nicht geschafft, einen Bezug zum
persönlichen Lebensbereich der Menschen und da­
mit zu ihrer Betroffenheit herzustellen.

a) Der Naturschutz muß verstärkt zukünftige Ent­
wicklungen bei seinen Leitbildern berücksichti­
gen, wie Auswirkungen der Klimaveränderun­
gen auf Natur und Landschaft und Entwicklung 
der Landwirtschaft (Gentechnik).

b) Naturschutzstrategien und die zu ihrer Umset­
zung erforderlichen Maßnahmen bedürfen einer 
breiten öffentlichen Diskussion.

c) Der Naturschutz sollte Entwürfe von Nachhal­
tigkeitsmodellen für verschiedene Nutzungsbe­
reiche vorlegen und gemeinsam mit Nutzergrup­
pen erörtern.
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d) Der Naturschutz muß versuchen, Begriffe zu 
besetzen und mit neuem Inhalt zu füllen. Ein 
gutes Beispiel hierfür ist der Wertbegriff "Hei­
mat", da lokale Naturgüter direkt erlebbar sind 
und mit der Sicherung der räumlichen und kul­
turellen Identität begründet werden können.

e) Amtlicher und privater Naturschutz müssen ei­
nen Konsens bei der Bestimmung von Leitbil­
dern, der Festlegung von Arbeitsschwerpunkten 
und einer Arbeitsteilung erreichen.

f) Der Hauptgegner besteht für Naturschutzver­
bände nicht innerhalb des amtlichen Naturschut­
zes, sondern bei den Eingreifen!.

g) Der Naturschutz muß seine Rolle als wichtiger 
Wirtschaftsfaktor bei der Land-, Forst- und 
Fischereiwirtschaft, dem Tourismus, der Stadt- 
und Siedlungspolitik usw. herausstellen.
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